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Forderungen der FDP-Fraktion sind nicht begründet

Kommunen keine Konkurenz für den Mittelstand

Stuttgart. Kommunale Betriebe sind keine unfaire Konkurenz für den Mittelstand, so der Gemeindetag. Die FDP-Fraktion habe, um ihre Forderung nach einer Verschärfung des Gemeindewirtschaftsrechts zu begründen, einige Einzelfälle aufgebauscht. „Die Fälle sprechen nicht dafür, die bewährten Regeln zu ändern und den Gemeinden Fesseln anzulegen,“ sagte der Hauptgeschäftsführer des kommunalen Landesverbands, Dr. Christian O. Steger. Eine gesetzliche Änderung schwäche die Gemeinden, bringe dem Mittelstand aber nichts.

Alle in der Landtagsanfrage (LT-Drucksache 13/3222) von der FDP als Verletzung des Gemeindewirtschaftsrechts aufgeführten Fälle seien vom Innenministerium geklärt worden. In sechs der neun Fälle habe es keinen Grund zur Beanstandung gegeben. In drei Fällen habe es geringfügige Kompetenzüberschreitungen gegeben, die von der Kommunalaufsicht rasch ausgeräumt werden konnten.

Nicht die Spitze eines Eisbergs

Dass es sich bei den bekannten Fällen um die ‚Spitze eines Eisbergs’ handelt, will Steger nicht glauben. „Weil die Landtagsanfrage keine Gründe für eine Änderung der Spielregeln gebracht hat, spekuliert man jetzt über eine Dunkelziffer,“ vermutet Steger. „Das ist ein Popanz, der den Gemeinden ohne realen Grund Schaden zufügt.“

Der Gemeindetag spricht sich seit Jahren für eine stärkeren Einsatz der Privatwirtschaft in manchen gemeindlichen Handlungsfeldern aus. Städte und Gemeinden seien dabei, Personalkapazitäten und Maschinenpark zurückzufahren; so zum Beispiel in den Bauhöfen, wo oft nur noch die notwendige Mindestbesetzung vorhanden sei. Der Einsatz Privater müsse aber für die Bürger zu einem wirtschafltich vernünftigen Ergebnis führen. „Wir wenden uns dagegen, die Möglichkeit der Kommunen zu wirtschaftlicher Betätigung einzuschränken und dabei wie die FDP mit der Brechstange vorzugehen,“ sagte Steger. Der Auftrag der Gemeinden zur örtlichen Daseinsfürsorge  -  vom Kindergarten bis zum Friedhof  -  dürfe nicht bürokratisch eingeengt werden.

Reichlich viel Bürokratie

Über die Vergabe von Arbeiten müssten weiterhin die Gemeinderäte selbst entscheiden können. „Es kann nicht sein, dass die Gemeinde Aufträge an Private vergeben muss, wenn sie die Sache selbst billiger erledigen kann,“ sagte Steger. „Soll die Gemeinde ihre Kalkulation dafür bei Gericht vorlegen? Reichlich viel Bürokratie! Und das von der FDP, die doch sonst den Bürokratie-Abbau auf ihre Fahnen geschrieben hat,“ meinte Steger.

Monopole erfordern politische Kontrolle

Leicht könnten aus einem von der FDP-Fraktion angestrebten absoluten Vorrang der Privatwirtschaft Monopole entstehen, wie das etwa bei einer Privatisierung der Wasserversorgung unvermeidlich wäre. „Wo aus technischen Gründen ein Wettbewerb nicht möglich ist, bringt die Privatisierung Nachteile: höhere Preise, sinkende Qualität. Auf eine politische Kontrolle durch die Gemeinderäte und deren Wähler können wir nicht verzichten,“ sagte Steger.

Ob kommunale Dienste privatisiert werden können, müsse im Einzelfall entschieden werden. Ein genereller Vorrang der Wirtschaft vor den Kommunen komme nicht in Frage. „Es wäre nicht richtig, sich der Privatisierung kommunaler Dienste grundsätzlich zu verschließen, aber ein Allheilmittel ist sie nicht,“ sagte Steger.
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